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1. Einleitung  

Das Bundesforum Männer (BFM) bedankt sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum 

Referentenentwurf eines Kindschaftsrechtsmodernisierungsgesetzes (KiMoG). Der Entwurf 

greift zentrale gesellschaftliche Entwicklungen auf, insbesondere die stärkere Orienti erung 

am Kindeswohl, die zunehmende Vielfalt familiärer Lebensformen, die gemeinsame Eltern-

verantwortung auch nach Trennung und Scheidung sowie den Schutz vor häuslicher Gewalt.  

Als bundesweiter Interessenverband für Jungen, Männer und Väter bewertet das BFM  den 

Entwurf  nicht umfassend familienrechtlich, sondern aus einer gleichstellungsorientierten 

Perspektive auf Jungen, Männer, Väter und Männlichkeiten. Die Stellungnahme versteht sich 

zugleich als Beitrag zu einer gleichstellungsorientierten Gesetzesfolgenabschätzung i m 

Sinne des § 2 GGO. Im Mittelpunkt stehen die Auswirkungen der vorgeschlagenen Regelun-

gen auf die tatsächliche Wahrnehmung gemeinsamer Elternverantwortung, die Übernahme 

von Sorge - und Betreuungsverantwortung durch Väter, den Schutz von Kindern und Famili en 

vor Gewalt sowie die Förderung fürsorglicher Männlichkeiten ( Caring Masculinities ) als Aus-

druck verantwortlicher, gleichstellungsorientierter und gewaltfreier Vaterschaft und Eltern-

schaft.  

Für das BFM ist entscheidend, ob die vorgeschlagenen Regelungen geeignete Rahmenbedin-

gungen für gemeinsame Elternverantwortung, verantwortliche Vaterschaft und deren koope-

rative Wahrnehmung schaffen oder ob sie – unbeabsichtigt – Konflikte verschärfen oder  neue 

Konfliktdynamiken hervorrufen.  

Das Kindschaftsrecht sollte Eltern unabhängig von Familienstand und Beziehungsform darin 

unterstützen, ihre gemeinsame Verantwortung für ihre Kinder wahrzunehmen. Es sollte damit 

gleichermaßen zur tatsächlichen Gleichstellung ehelicher und nichtehelicher F amilien, zur 

Förderung verantwortlicher Vaterschaft und zu einer am Kindeswohl orientierten, kooperati-

ven Elternschaft beitragen.  

Eine solche Ausrichtung dient zugleich der Gewaltprävention. Gewaltprävention beginnt nicht 

erst bei gerichtlichen Schutzmaßnahmen, sondern bereits dort, wo stabile Beziehungen, ge-

lingende Kooperation und gemeinsame Sorgeverantwortung gefördert werden.  

Vor diesem Hintergrund konzentriert sich die vorliegende Stellungnahme auf diejenigen Re-

gelungen , die aus Sicht des BFM  für Geschlechtergerechtigkeit, verantwortliche und fürsorg-

liche Vaterschaft, Gewaltprävention sowie die Förderung fürsorglicher Männlichkeiten ( Ca-

ring Masculinities ) von besonderer Bedeutung sind.  

Entsprechend ist zu prüfen, ob die vorgeschlagenen Regelungen geeignet sind, die selbstge-

steckten Ziele zu erreichen, und welche Auswirkungen sie im Sinne einer gleichstellungsori-

entierten Gesetzesfolgenabschätzung auf Jungen, Männer und Väter, die tatsäch liche Gleich-

stellung der Geschlechter sowie die Wahrnehmung elterlicher Verantwortung erwarten las-

sen.  
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2. Gesamtbewertung des Entwurfs  

Das BFM begrüßt die Zielsetzung, das Kindschaftsrecht systematisch zu modernisieren, 

den Schutz vor häuslicher Gewalt zu stärken, die Rechte von Kindern zu konkretisieren und 

gemeinsame Elternverantwortung unabhängig vom Familienstand zu fördern. Der Entwu rf 

greift zentrale gesellschaftliche Entwicklungen auf und setzt wichtige Impulse für ein mo-

dernes, gleichstellungsorientiertes Sorge - und Umgangsrecht.  

Nach Auffassung des BFM bedürfen einzelne Regelungen jedoch weiterer Präzisierungen, 

damit die angestrebten Ziele in der familiengerichtlichen Praxis verlässlich erreicht wer-

den können. Die nachfolgenden Anmerkungen verstehen sich daher als konstruktiver B ei-

trag zur weiteren Ausgestaltung des Gesetzentwurfs.  

3. Gemeinsame elterliche Sorge nicht  verheirateter Eltern   

(§§ 1629 –1631 BGB -E)  

Das BFM teilt die mit den §§ 1629 ff. BGB -E verfolgte Zielsetzung, die gemeinsame elterli-

che Sorge nicht miteinander verheirateter Eltern zum Regelfall auszugestalten und damit 

die rechtliche Gleichstellung ehelicher und nichtehelicher Eltern weiter voranz ubringen. 

Die in § 1629 Abs. 2 Nr. 1 BGB -E vorgesehene Regelung, wonach diese künftig grundsätz-

lich bereits mit Anerkennung der Vaterschaft entsteht, sofern kein Elternteil nach § 1630 

BGB -E widerspricht, erkennt an, dass gemeinsames Sorgerecht für die übe rwiegende 

Mehrheit der Eltern bereits heute gelebte Normalität ist und beide von Beginn an Verant-

wortung für ihr Kind übernehmen wollen. 1 

Zugleich erscheint die rechtstechnische Ausgestaltung der §§ 1629 –1631 BGB -E noch 

nicht vollständig überzeugend. Die Regelungen bündeln Fragen der Entstehung gemein-

samer Sorge, des Widerspruchs, der Mitteilungen an das Jugendamt, der Sorgeerklärung 

sowie d er familiengerichtlichen Klärung in einer Weise, die für Eltern und Fachpraxis 

nicht ohne Weiteres übersichtlich ist. Gerade vor dem Hintergrund der Zielstellung , das 

Kindschaftsrecht verständlicher und weniger streitanfällig zu gestalten, sollte geprüft 

werden, ob die Vorschriften systematisch klarer gefasst und die jeweiligen Funktionen 

der einzelnen Verfahrensschritte deutlicher voneinander abgegrenzt werden kö nnen.  

Aus Sicht des BFM sollte die Verfahrensvereinfachung jedoch nicht dazu führen, die ge-

meinsame Sorge auf eine bloße Rechtsfolge der Vaterschaftsanerkennung zu reduzie-

ren. Gemeinsames Sorgerecht ist mehr als ein rechtlicher Status. Es schafft einen ver-

bindli chen Rahmen elterlicher Verantwortung und verpflichtet die Eltern zu Kommunika-

tion, Kooperation und gemeinsamer Wahrnehmung ihrer Aufgaben für das Kind. Die ei-

gentliche Bewährungsprobe der Reform wird deshalb nicht allein darin bestehen, die 

Entstehung gem einsamer Sorge neu zu regeln, sondern darin, ob die gesetzlichen Rege-

lungen geeignete Rahmenbedingungen schaffen, gemeinsame Elternverantwortung zu 

fördern und Eltern – insbesondere in Konflikt - und Trennungssituationen – dabei zu unter-

stützen, dieser Vera ntwortung gerecht zu werden.  

Die Ausführungen zum E ntwurf  weisen darauf hin, dass es  jährlich rund 20.000 bis 

30.000 Fälle  gibt , in denen zwar die Vaterschaft anerkannt, bislang jedoch keine gemein-

 
1 Die Möglichkeit, die gemeinsame elterliche Sorge bereits vor der Geburt durch Sorgeerklärungen zu begründen, soll 
nach § 1631 Abs. 2 BGB -E  bestehen bleiben . 
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same Sorge begründet wurde. Gerade diese Konstellationen machen deutlich, dass der 

Gesetzgeber bei der Neuregelung nicht nur den Regelfall, sondern insbesondere kon-

fliktbelastete und atypische Fallgestaltungen im Blick behalten sollte. Besondere Auf-

merksamkeit verdienen die Konstellationen, in denen Eltern nicht zusammenleben, nie 

eine partnerschaftliche Beziehung geführt haben, nur kurz miteinander verbunden waren 

oder ihre Beziehung konfliktbelastet ist. Im vor liegenden E ntwurf selbst wird darauf hin-

gewiesen , dass Eltern nicht immer willens oder in der Lage sind, in der für die gemein-

same Sorge erforderlichen Weise zu kooperieren. Gerade in diesen Fällen bedarf ge-

meinsame Sorge besonderer Unterstützung. Nur so kann sie ihre intendierte Wirkung 

entfalten und zu stabilen Bindungen, gelingender Elternverantwortung und eine r kon-

struktive n Zusammenarbeit  der Eltern beitragen.  

Vor diesem Hintergrund regt das BFM an zu prüfen, wie im Rahmen der Neuregelungen 

nach §§ 1629 und 1630 BGB -E sichergestellt werden kann, dass die mit der bisherigen 

Sorgeerklärung regelmäßig verbundene Möglichkeit zur Information, Beratung und Re-

flexion ü ber die Konsequenzen einer gemeinsamen Wahrnehmung elterlicher Sorge er-

halten bleibt. Mit der automatischen Entstehung gemeinsamer Sorge entfällt in weiten 

Teilen ein institutioneller Anlass, Eltern über deren rechtliche Bedeutung, praktische An-

forderungen  und mögliche Folgen zu informieren und offene Fragen frühzeitig zu klären. 

Insbesondere sollte daher geprüft werden, ob die im Zusammenhang mit der Vater-

schaftsanerkennung vorgesehene Elterninformation entsprechend qualifiziert ausgestal-

tet werden kann.  

Dabei geht es nicht um zusätzliche Verfahrensschritte oder bürokratische Anforderun-

gen, sondern darum sicherzustellen, dass beide Eltern die mit dem Sorgerecht verbunde-

nen Rechte, Pflichten und praktischen Anforderungen kennen und verstehen. Gemein-

same Sor ge begründet eine langfristige Verantwortung für das Kind. Es erscheint des-

halb sachgerecht, dass Eltern über die damit verbundenen rechtlichen Folgen sowie die 

Erwartungen an eine kooperative Wahrnehmung elterlicher Verantwortung informiert 

werden. Dies d ient nicht nur der Rechtsklarheit, sondern zugleich dem Kindeswohl sowie 

einer frühzeitigen Konflikt - und Gewaltprävention.  

Das BFM unterstützt die Vereinfachung von Verwaltungsverfahren und das Ziel, Jugend-

ämter von entbehrlichem Verwaltungsaufwand zu entlasten. Zugleich sollte geprüft wer-

den, ob dadurch freiwerdende Ressourcen genutzt werden können, um Information, Be-

ratung u nd Unterstützung werdender Eltern qualitativ zu stärken. Die automatische Ent-

stehung gemeinsamer Sorge kann einen wichtigen Beitrag zur rechtlichen Gleichstel-

lung leisten. Ihr familien - und gleichstellungspolitisches Potenzial wird sich jedoch erst 

dann vo llständig entfalten, wenn Eltern unabhängig von Familienstand und Beziehungs-

form angemessen auf die damit verbundenen Anforderungen vorbereitet werden. Je stär-

ker die Begründung gemeinsamer Sorge rechtlich vereinfacht wird, desto größere Be-

deutung kommt ei ner qualifizierten Elterninformation zu.  

Eine solche Ausgestaltung steht aus Sicht des BFM  im Einklang mit dem verfassungs-

rechtlichen Auftrag, die tatsächliche Gleichberechtigung von Frauen und Männern zu 

fördern (Art. 3 Abs. 2 GG) und beide Elternteile in ihrer gemeinsamen Verantwortung für 

Pflege und Erziehung ihrer Kinder zu stärken (Art. 6 Abs. 2 GG). Die rechtliche Gleich-

stellung ehelicher und nichtehelicher Eltern sollte dabei nicht allein in einer Angleichung 

der Rechtsfolgen bestehen. Sie eröffnet zugleich die Chance, gemeinsame Elternverant-

wortung unabhängig vom Familienstand partnersch aftlich, gleichstellungsorientiert und 

am Kindeswohl orientiert weiterzuentwickeln. Dies stärkt verantwortliche und fürsorgli-
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che Vaterschaft sowie fürsorgliche Männlichkeiten (Caring Masculinities) und leistet ei-

nen Beitrag zu gelingender Elternschaft, stabilen Beziehungen  und einem gewaltfreien 

familiären Zusammenleben.  

4. Kindeswohl  und elterliche Verantwortung  

(§§ 1626 –1628  BGB -E)  

Das BFM  begrüßt ausdrücklich  die Zielstellung , das Kindeswohl zum leitenden Maßstab 

des Kindschaftsrechts zu erheb en  und dessen Bedeutung für Sorge -, Umgangs - und Be-

treuungsentscheidungen stärker hervor zu heb en . Im Verständnis des BFM  stehen Kindes-

wohl, verantwortliche Vaterschaft, gemeinsame Elternverantwortung und gleichberech-

tigte Sorgearbeit nicht in Konkurrenz  zueinander . Vielmehr bilden verlässliche Bindungen , 

kooperative Elternschaft, fürsorgliche Männlichkeiten (Caring Masculinities) sowie eine 

gewaltfreie Erziehung regelmäßig wesentliche Voraussetzungen dafür, dass sich das Wohl 

von Kindern nachhaltig verwirklichen kann.   

Die Modernisierung des Kindschaftsrechts bietet die Chance, den verfassungsrechtlichen 

Auftrag zur Gleichstellung ehelicher und nichtehelicher Kinder und ihrer Eltern durch ein 

Leitbild gemeinsamer Elternverantwortung konsequent weiterzuentwickeln.  Sorge -, Erzie-

hungs - und Fürsorgeverantwortung sollten unabhängig vom Familienstand grundsätzlich 

als gemeinsame Verantwortung beider Eltern verstanden und gefördert werden. Zugleich 

muss das Kindschaftsrecht anerkennen, dass gemeinsame Verantwortung nur d ort gelin-

gen kann, wo die hierfür erforderlichen tatsächlichen Voraussetzungen bestehen. Es sollte 

daher sowohl Kooperation ermöglichen und stärken als auch tragfähige Lösungen für die-

jenigen Konstellationen bereithalten, in denen gemeinsame Sorge dem Kindeswohl nicht 

dient oder von den Eltern tatsächlich nicht gemeinsam wahrgenommen werden kann.  

Gerade weil das Kindschaftsrecht unterschiedlichen familiären Lebenslagen gerecht werden 

muss, sollte sorgfältig geprüft werden, ob die weitreichende Konkretisierung des Kindes-

wohls in § 1626 Abs. 3 BGB -E den angestrebten Gewinn an Rechtsklarheit tatsächli ch er-

reicht. Die Stärke des bisherigen Begriffs liegt gerade darin, dass er eine umfassende Würdi-

gung des jeweiligen Einzelfalls ermöglicht. Der nun vorgeschlagene umfangreiche Katalog 

umfasst Schutzgüter, Beteiligungsrechte, Erziehungsziele, Entwicklungsz iele und tatsächli-

che Lebensbedingungen, ohne deren Verhältnis zueinander oder ihre Bedeutung für die 

Rechtsanwendung hinreichend deutlich zu bestimmen. Dadurch besteht die Gefahr, dass die 

einzelnen Aspekte in der familiengerichtlichen Praxis als Prüfsche ma oder faktische Rang-

folge verstanden werden, obwohl das Kindeswohl stets eine einzelfallbezogene Gesamtab-

wägung verlangt und zugleich den verfassungsrechtlich geschützten Gestaltungsspielraum 

elterlicher Verantwortung (Art. 6 Abs. 2 GG) wahren muss.  

Dies zeigt sich exemplarisch an mehreren Regelungen des § 1626 Abs. 3 BGB -E: 

Nr. 2  stellt den Kindeswillen ausdrücklich heraus. Dies ist grundsätzlich zu begrüßen. Zu-

gleich sollte deutlicher werden, dass dieser und die elterliche Erziehungsverantwortung 

in einem Spannungsverhältnis stehen können. Verantwortliche Erziehung besteht nicht 

darin, jedem geäußerten Wunsch zu entsprechen, sondern das Kind entsprechend sei-

nem Alter und seiner Entwicklung zu begleiten und zu eigenverantwortlichem Handeln 

zu befähigen.  

Nr. 3  verbindet die Pflicht zu angemessener Beaufsichtigung mit dem Ziel der Erziehung zu 

einer selbstbestimmten, eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlich-
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keit. Beide Regelungsgegenstände verfolgen unterschiedliche Zwecke. Es erscheint da-

her fraglich, ob ihre Zusammenfassung zu größerer Klarheit beiträgt oder vielmehr un-

terschiedliche rechtliche Anforderungen miteinander vermischt.  

Nr. 5  hebt den Schutz des Kindes vor Übergriffen und Gewalt sowie vor dem Miterleben von 

Gewalt an Bezugspersonen hervor. Das Anliegen wird durch das BFM ausdrücklich be-

grüßt. Zugleich bleibt der Begriff der „Bezugsperson“ unbestimmt. Soweit insbesondere 

Fälle häuslicher Gewalt zwischen Eltern erfasst werden sollen, könnte eine präzisere 

gesetzliche Fassung zu größerer Rechtsklarheit beitragen.  

Nr. 9  nennt die Stabilität und Kontinuität der Lebensverhältnisse sowie der Bindungen des 

Kindes zu seinen Eltern und anderen wichtigen Bezugspersonen als Bestandteil des 

Kindeswohls. Dieses Ziel ist grundsätzlich zu unterstützen. Unklar bleibt jedoch, wie der 

Begriff der „Bindung“ im Gesetzentwurf verstanden werden soll. Er sollte präzisiert wer-

den, da die Stabilität sozialer Beziehungen und entwicklungspsychologische Bindungs-

konzepte unterschiedliche Sachverhalte beschreiben und nicht ohne Weiteres gleichge-

set zt werden können. Zudem sollte klargestellt werden, dass hieraus weder ein generel-

ler Vorrang bestehender Lebensverhältnisse noch eine Einschränkung legitimer Le-

bensentscheidungen der Eltern folgt. Kontinuität kann lediglich ein – wenn auch regel-

mäßig gewi chtiger – Gesichtspunkt innerhalb der einzelfallbezogenen Kindeswohlprü-

fung sein.  

Das BFM  empfiehlt , einen solchen Kriterienkatalog nicht als abschließende oder schematisch 

anzuwendende Checkliste zu verst ehen . Entscheidend bleibt eine umfassende Würdigung 

des konkreten Einzelfalls, die sowohl die Rechte und Bedürfnisse des Kindes als auch die ver-

fassungsrechtlich geschützte Verantwortung der Eltern berücksichtigt. Kindeswohl verwirk-

licht sich regelmäßig dort, wo Eltern Verantwortung übernehmen, kooperieren, tragfähige 

Beziehungen ermöglichen und Konflikte gewaltfrei bearbeiten. Ein modernes Kindschafts-

recht sollte diese Voraussetzungen stärken und dadurch zugleich die Entwicklung verant-

wortlicher Vaterschaft, gemeinsamer Elternverantwortung und fürsorglicher Männlichkeiten 

fördern.  

5. Umgangsrecht und soziale Beziehungen (§§ 1685 –1692 BGB -E)  

Das BFM  begrüßt, dass die Bedeutung tragfähiger sozialer Beziehungen für die Entwick-

lung von Kindern stärker berücksichtigt und das Umgangsrecht systematisch weiterentwi-

ckelt,  werden sollen . Kinder wachsen heute in vielfältigen familiären Konstellationen auf. 

Neben den rechtlichen Eltern können auch Großeltern, Geschwister, Stief - und Pflegeel-

tern oder andere Bezugspersonen, die dauerhaft Verantwortung für Kinder übernehmen, 

für ihre Entwicklung von erheblicher Bedeutung sein.  Das Umgangsrecht sollte dieser ge-

sellschaftlichen Realität entsprechen , ohne die besondere Verantwortung der Eltern für 

Pflege und Erziehung ihrer Kinder in Frage zu stellen.  

Kindeswohl wird regelmäßig nicht allein durch formale Rechtsverhältnisse  verwirklicht , son-

dern erwächst aus verlässlichen Beziehungen, fürsorglicher Zuwendung und tatsächlich ge-

lebter Verantwortung . Diesem Gedanken tragen die Regelungen der §§ 1688 und 1691 BGB -E 

Rechnung.  

Das BFM  bewertet positiv , dass § 1688 BGB -E  den Umgang von Großeltern, Geschwistern 

und anderen engen Bezugspersonen an das Kindeswohl sowie das Bestehen einer sozialfami-

liären Beziehung knüpft. Damit wird deutlich, dass Umgangsrechte Dritter nicht um ihrer 
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selbst willen bestehen, sondern dem Wohl des Kindes dienen müssen und an tatsächlich ge-

wachsene B eziehungen  anknüpfen. Gerade in konfliktbelasteten Familienkonstellationen er-

scheint diese konsequente Orientierung am Kindeswohl sachgerecht.  

Auch die in § 1691 BGB -E  vorgesehene Erweiterung des Umgangsrechts leiblicher, nicht 

rechtlicher Elternteile hält das BFM  für sachgerecht . Da durch  wird berücksichtigt , dass biolo-

gische Elternschaft und soziale Elternschaft nicht in allen Fällen deckungsgleich sind. Zu-

gleich soll das Umgangsrecht ausdrücklich nicht allein an die biologische Abstammung  ge-

knüpft werden , sondern an ein ernsthaftes Interesse am Kind sowie daran, dass der Umgang 

dem Kindeswohl dient. Damit stärkt der Entwurf die Möglichkeit, tragfähige Eltern -Kind -Be-

ziehungen auch in denjenigen Konstellationen zu entwickeln oder aufrechtzuerhalten, in de-

nen rechtliche und biologische Elternschaft auseinanderfallen. Solche Konstellationen be-

treffen typischerweise bi ologische Väter, die nicht zugleich rechtlic h Vater des Kindes sind. 

Diese Orientierung an tatsächlich gelebter oder ernsthaft angestrebter Verantwortung wird 

ausdrücklich begrüßt.  

Klärungsbedürftig erscheint jedoch, nach welchen objektiven Maßstäben das gesetzlich vo-

rausgesetzte „ernsthafte Interesse“ am Kind festzustellen ist. Die Gesetzesbegründung ent-

hält hierzu bislang keine näheren Ausführungen. Das BFM  spricht sich dafür aus klar zustel-

len , dass sich die Beurteilung nicht allein an einem in der Vergangenheit gezeigten Verhalten 

orientiert. Insbesondere in Fallkonstellationen, in denen einem leiblichen Elternteil eine früh-

zeitige Wahrnehmung elterlicher Verantwortung tatsächlich nicht möglic h war, sollte maß-

geblich darauf abgestellt werden, ob eine verantwortliche Eltern -Kind -Beziehung ernsthaft 

angestrebt wird und ihr Aufbau dem Kindeswohl dient.  

Das BFM  begrüßt ausdrücklich, dass § 1685 Abs. 3 BGB -E  betont , dass die Begleitung des 

Umgangs fachliche Kenntnisse oder entsprechende Erfahrungen voraussetzt. Denn begleite-

ter Umgang stellt eine anspruchsvolle fachliche Aufgabe da r und beschränkt sich nicht auf 

die bloße Anwesenheit einer dritten Person.  

Das BFM  empfiehlt zu überprüfen , ob die Anforderungen an die fachliche Qualifikation sowie 

an Qualitätsstandards und Fortbildungsmöglichkeiten hier weiter konkretisiert werden kön-

nen. Gerade in hoch konfliktbelasteten Konstellationen sowie in Fällen häuslicher Gewalt be-

nötigen Kinder und Eltern eine qualifizierte sozialpädagogische und familienpsychologische 

Begleitung. Die Wirksamkeit begleiteten Umg angs hängt wesentlich von der Qualität seiner 

Durchführung ab.  

Aus Sicht des BFM  sollte das Umgangsrecht insgesamt nicht allein bestehende Rechtspositi-

onen sichern, sondern verantwortliche Beziehungsgestaltung fördern. Kinder profitieren re-

gelmäßig von verlässlichen und fürsorglichen Beziehungen zu denjenigen Erwachsenen, die 

dauerhaf t Verantwortung für sie übernehmen. Ein modernes Kindschaftsrecht sollte deshalb 

rechtliche Elternschaft, soziale Elternschaft und tatsächlich gelebte Verantwortung in ein 

ausgewogenes Verhältnis bringen und dabei das Kindeswohl konsequent zum Maßstab ma-

ch en. 

 

Das BFM  unterstützt  ferner, dass mit § 1683 BGB -E  unterschiedliche Formen elterlicher Be-

treuung als Teil des Umgangsrechtes sowie mit § 1640 BGB -E  deren unterhaltsrechtliche 

Verfahrensfolgen erstmals ausdrücklich gesetzlich abbildet. Damit trägt der Entwurf den 

vielfältigen Lebensrealitäten von Trennungsfamilien Rechnung und verdeutlicht, dass ge-

meinsame Elternverantwortung auf unterschiedlichen Betr euungsarrangements beruhen 

kann und nicht auf ein bestimmtes Familienmodell festgelegt ist. Dies stärkt eine am Kindes-

wohl orientierte und partnerschaftliche Wahrnehmung elterlicher Verantwortung.  

Zugleich wird damit deutlich, dass Kindschaftsrecht und Unterhaltsrecht besser aufeinander 
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abgestimmt werden m üss en . Die gesetzliche Anerkennung unterschiedlicher Betreuungsmo-

delle lässt weiter offen , ob und wie sich eine substanzielle (Mit-)B etreuung durch beide El-

ternteile künftig sachgerecht in der Verteilung der Betreuungs - und Barunterhaltspflichten 

widerspiegeln soll. Insoweit bleibt aus Sicht des BFM  weiterer gesetzgeberischer Klärungs-

bedarf bestehen.  

6 . Gewaltschutz, Gewaltprävention und familiengerichtliche Verfah-

ren  (§§ 1626, 1627, 1684 ff. BGB -E sowie FamFG -E)  

Das BFM  begrüßt ausdrücklich die Zielsetzung , den Schutz vor häuslicher Gewalt im 

Sorge - und Umgangsrecht zu stärken und die Vorgaben der Istanbul -Konvention klarer im 

Kindschaftsrecht zu verankern. Die ausdrückliche Berücksichtigung häuslicher Gewalt so-

wie die stärkere Orientierung am Kindeswohl st ellen wichtige Weiterentwicklungen des 

geltenden Rechts dar. Aus Sicht des BFM  kommt es nun entscheidend darauf an, ob die 

vorgeschlagenen Regelungen geeignet sind, diese Ziele in der familiengerichtlichen Praxis 

tatsächlich zu erreichen und zugleich einen wirksamen Beitrag zur Gewaltprävention zu 

leisten.  

Das BFM  unterstützt ausdrücklich  die Klarstellung in § 1626 Abs. 3 Nr. 5 BGB -E , dass zum 

Kindeswohl auch der Schutz davor gehört, Gewalt gegenüber wichtigen Bezugspersonen mit-

erleben zu müssen. Zugleich erscheint der Begriff der „Bezugsperson“ auslegungsbedürftig. 

Aus Sicht des BFM  sollte in der Gesetzesbegründung deutlicher herausgearbeitet werden, 

welche Fallkonstellationen hiervon erfasst werden sollen und wie sich die Vorschrift zu den 

unterschiedlichen Lebensrealitäten von Kindern – etwa in Pflegefamilien, stationären Einrich-

tungen oder anderen Betreuungsverhältnissen – verhält.  

Ebenso bewertet  das BFM  die Übernahme des in der Istanbul -Konvention verankerten Be-

griffs häuslicher Gewalt in § 1632 BGB -E  sowie die ausdrückliche Einbeziehung wirtschaftli-

cher Gewalt  als positiv . Wirtschaftliche Abhängigkeiten und ökonomische Kontrolle können 

den jeweils anderen Elternteil erheblich in seiner Handlungsfreiheit einschränken und bedür-

fen deshalb einer angemessenen Berücksichtigung im Kindschaftsrecht. Mit der weiten Fas-

sung des Gewaltbegriffs steigen allerdings die Anforderungen an seine differenzierte An-

wendung im familiengerichtlichen Verfahren. Vor diesem Hintergrund erscheint eine weitere 

Konkretisierung in der Gesetzesbegründung wünschenswert, wie die unterschiedlichen Er-

scheinungsformen häuslicher Gewalt – insbesondere psychische und wirtschaftliche Gewalt – 

im Rahmen der Gefährdungsprüfung ggf. zu gewichten sind. Angesichts der erheblichen 

Bandbreite möglicher Fallkonstellationen – inkl usive komplexer Konstellationen wechselseiti-

ger aber keineswegs notwendigerweise symmetrischer Gewalt – dürfte eine solche Orientie-

rungshilfe zu einer einheitlichen und sachgerechten Rechtsanwendung beitragen.  

Das BFM  begrüßt, dass § 1627 Abs. 3 BGB -E  ausdrücklich klarstellt, dass die elterliche 

Pflicht zur gegenseitigen Rücksichtnahme (Wohlverhaltenspflicht) ihre Grenze dort findet, wo 

ihre Erfüllung einem Elternteil im Einzelfall unzumutbar ist. Damit wird klargestellt , dass die 

berechtigte Erwartung kooperativer Elternschaft nicht dazu führen darf, gewaltbetroffene 

Elternteile mittelbar zu einer Zusammenarbeit oder Kommunikation mit der gewaltausüben-

den Person zu verpflichten. Aus Sicht des BFM  sollte zugleich sichergestellt werden, dass die 

Rücksichtnahmepflicht auch in ihrer praktischen Anwendung nicht zu einer Relativierung des 

Gewaltschutzes führt. Berechtigte (Selbst -)Schutzmaßnahmen oder notwendige Distanzie-

rungen dürfen deshalb im Sorge - oder Umgangsverfahren nicht als Verletzung der Rücksicht-

nahmepflicht ausgelegt werden. Der Schutz vor häuslicher Gewalt muss Vorrang vor der Er-
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wartung elterlicher Kooperation haben. Dies entspricht auch der Zielsetzung , häusliche Ge-

walt im Sorge - und Umgangsrecht zulasten der gewaltausübenden Person zu berücksichti-

gen.  

Die praktische Anwendung der Vorschrift wird insbesondere in Fällen wechselseitiger Ge-

waltvorwürfe sorgfältiger richterlicher Prüfung bedürfen. Gerade in solchen Konstellationen 

erscheint es wichtig, Art, Intensität und Dynamik des Gewaltgeschehens sowie d ie jeweilige 

Schutzbedürftigkeit der Beteiligten angemessen zu berücksichtigen  und nicht schematisch 

zu verfahren . Dies verweist auf die Notwendigkeit adäquater und multi professionell angeleg-

ter  Aus - und Weiterbildung von Richterinnen und Richtern  zum Thema Gewaltschutz und Ge-

waltprävention . Zentral ist:  die Rücksichtnahmepflicht darf den vom Gesetz ausdrücklich an-

gestrebten Gewaltschutz nicht mittelbar abschw äch en . 

Das BFM  begrüßt ausdrücklich, dass § 1684 Abs. 3 BGB -E  eine eigenständige Rechtsgrund-

lage schafft, den Umgang bei häuslicher Gewalt gegen den anderen Elternteil einzuschrän-

ken oder auszuschließen. Damit wird klargestellt, dass häusliche Gewalt nicht ein Aspekt  un-

ter vielen  bei der Kindeswohlprüfung ist, sondern eine eigenständige rechtliche Bedeutung 

für Sorge - und Umgangsentscheidungen besitzt. Dies stärkt den Schutz gewaltbetroffener 

Elternteile und berücksichtigt , dass häusliche Gewalt regelmäßig negative  Auswirkungen auf 

das Kindeswohl hat.  

Das BFM  begrüßt ferner, dass Familiengerichte künftig die Teilnahme an sozialen Trainings-

kursen oder einer Gewaltpräventionsberatung anordnen können. Damit werden notwendige 

Schutzmaßnahmen mit der Möglichkeit  verbunden , auf Verhaltensänderung und Verantwor-

tungsübernahme hinzuwirken  und die Chance  eröffnet , Rückfallrisiken zu reduzieren . Aus 

Sicht des BFM  kommt der fachlichen Qualität entsprechender Angebote dabei entschei-

dende Bedeutung zu. Soziale Trainingskurse und Gewaltpräventionsberatung setz en  qualifi-

zierte, geschlechterreflektierte Konzepte voraus. Nur wenn gerichtliche Maßnahmen und pro-

fessionelle Unterstützungsangebote zusammenwirken, kann Täterarbeit nachhaltig zur Ge-

waltprävention beitragen. 2  

Das BFM  begrüßt schließlich, dass § 157 FamFG -E  die frühzeitige Erörterung geeigneter Hil-

fen zur Abwendung einer Kindeswohlgefährdung ausdrücklich stärkt. Damit wird unterstr i-

ch en , dass wirksamer Kinderschutz nicht allein durch gerichtliche Eingriffe, sondern ebenso 

durch frühzeitige Beratungs - und Unterstützungsangebote erreicht werden kann. Dies ent-

spricht dem präventiven Ansatz der vorliegenden Stellungnahme.  

Aus Sicht des BFM  fällt auf, dass d er vorliegende E ntwurf vor allem die Möglichkeiten fami-

liengerichtlicher Intervention bei bereits eingetretener Gewalt stärkt. Der weitere Gesetzge-

bungsprozess sollte daher genutzt werden, den präventiven Charakter des Kindschaftsrechts 

weiter auszubauen. Gewaltschutz und Gewaltprävention gehören zusammen. Ein wirksamer 

Schutz von Kindern und gewaltbetroffenen Elternteilen setzt nicht nur klare familiengericht-

liche Eingriffsm öglichkeiten voraus, sondern ebenso frühzeitige Information, Beratung, Un-

terstützung und qualifizierte Gewaltpräventionsangebote. Die Förderung verantwortlicher El-

ternschaft und fürsorglicher Männlichkeiten (Caring Masculinities) ist deshalb nicht nur ein 

Beitrag zur Gleichstellung, sondern zugleich ein wichtiger Baustein nachhaltiger Gewaltprä-

vention.  

 
2  Offen bleibt hier die Frage , wie Gerichte eine n Überblick über geeignete Angebote  erlangen und im Einzelfal l beurteilen 
können, ob diese  fachlich geeignet und zielführend sind. Vergleiche dazu auch unsere Stellungnahme zu r Novellierung des  
Gewaltschutzgesetz es  vom 19.09.2025 : 
https://bundesforum -maenner.de/position/bfm -stellungnahme -gewaltschutzgesetz -elektronische -aufenthaltsueberwa-
chung/  [Zugriff 09.072026]  

https://bundesforum-maenner.de/position/bfm-stellungnahme-gewaltschutzgesetz-elektronische-aufenthaltsueberwachung/
https://bundesforum-maenner.de/position/bfm-stellungnahme-gewaltschutzgesetz-elektronische-aufenthaltsueberwachung/
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7. Fazit  

Das BFM begrüßt die Zielsetzung des Ref ormvorhabens , das Kindschaftsrecht systematisch 

weiterzuentwickeln, den Schutz vor häuslicher Gewalt zu stärken, die Rechte von Kindern zu 

konkretisieren und gemeinsame Elternverantwortung unabhängig vom Familienstand zu för-

dern. Der Entwurf greift zentrale gesellscha ftliche Entwicklungen auf und setzt wichtige Im-

pulse für ein modernes Sorge - und Umgangsrecht.  

Aus Sicht des BFM bedürfen einzelne Regelungen jedoch weiterer Präzisierungen, damit ihre 

Zielsetzung in der familiengerichtlichen Praxis verlässlich erreicht werden kann. Dies betrifft 

insbesondere die Ausgestaltung der gemeinsamen Sorge nicht miteinander  verheirateter El-

tern, die Konkretisierung einzelner unbestimmter Rechtsbegriffe sowie die Ausgestaltung 

von Informations -, Beratungs - und Unterstützungsangeboten und qualifizierten Gewaltprä-

ventionsangeboten.  

Das BFM unterstützt ausdrücklich die stärkere Berücksichtigung häuslicher Gewalt im Sorge - 

und Umgangsrecht. Gewaltschutz und Gewaltprävention sollten dabei konsequent zusam-

mengedacht werden. Ein wirksamer Schutz von Kindern und gewaltbetroffenen Elterntei len 

setzt neben klaren familiengerichtlichen Eingriffsmöglichkeiten insbesondere frühzeitige In-

formation, Beratung, Unterstützung sowie die Förderung verantwortlicher Elternschaft und 

konstruktiver Konfliktbearbeitung voraus.  

Die Modernisierung des Kindschaftsrechts bietet zugleich die Chance, gemeinsame Eltern-

verantwortung unabhängig vom Familienstand als gleichberechtigte Sorge -, Erziehungs - und 

Fürsorgeverantwortung beider Eltern weiterzuentwickeln. Die Stärkung  verantwortliche r Va-

terschaft, partnerschaftliche r Elternschaft und fürsorgliche r Männlichkeiten (Caring Masculi-

nities) leiste t hierzu einen wichtigen Beitrag. Sie stärk t die tatsächliche Gleichstellung von 

Müttern und Vätern ebenso wie stabile Eltern -Kind -Beziehungen, gelingende Kooperation 

und nachhaltige Gewaltprävention.  

Mit den vorgeschlagenen Ergänzungen kann aus Sicht des BFM ein  wichtige r Beitrag zu ei-

nem modernen, gleichstellungsorientierten und präventiv ausgerichteten Kindschaftsrecht 

ge leiste t werde n, das den unterschiedlichen Lebensrealitäten von Kindern und Familien ge-

recht wird und das Kindeswohl konsequent in den Mittelpunkt stellt.  


